
25%
So viel will das Präsidum flächendeckend
am Personalbudget kürzen als Resultat
der Vereinbarung des Hessischen
Hochschulpakts mit dem Land.

Die Quote ist seit Unterschreiben des Pakts im Juli
letzten Jahres durch das Präsidium immer weiter in
die Höhe gestiegen. Erst hieß es 10 %, wenig später

15 %. Nun soll ein Viertel des Personalbudgets in
allen Fachbereichen gestrichen werden.Die Ankündigung dieser weiteren drastischen

Steigerung in der Runde mit Fachbereichsvertretern
erfolgte erst nach der Neuwahl des Präsidenten. War
nicht vorher schon klar, was auf uns zu rollt? Ein
Schelm, der Böses dabei denkt. 

Bereits die Kürzungen in Höhe von 10-15%
waren eine Zumutung für alle Hochschulen, die
seit Jahren durch unter chronischer
Unterfinanzierung ächzen. Mit den vom Präsidium geforderten 25 % im Personalbudget

ist aber wahrhaftig eine neue Qualität erreicht. Alle
Personen die über Landesstellen an der Uni arbeiten sind in

Gefahr ihre Arbeit zu verlieren. Damit verbunden sind
massive Einschnitte in Forschung und Lehre.

Dreist angelogen zu werden ist aber keine Neuheit im Umgang
mit der Universitätsleitung. Bereits im Vorfeld der Novellierung

der Rahmenordnung wurde studentischen Vertretern z.B.
versichert, dass keine Maximalstudiendauer eingeführt werden

sollte. Wenig später ploppte sie im Erstentwurf auf.



Institut Das Resultat der
Maßnahmen wäre effektiv

eine Zerschlagung der
Universität in seiner

bisherigen Verfasstheit.
Im Fachbereichsrat wurde schon festgehalten, dass

eine “Stilllegung von Teilbereichen” oder eine
“Auflösung von Instituten” unter diesen Umständen
“zumindest diskussionswürdig” sei. Und dabei bleibt

es nicht:

>30 %
Mindestens 30 % an Büronutzfläche soll laut
aktuellen Entwurf der Zielvereinbarung
zwischen Goethe-Universität und HMWK*
gestrichen werden.

*Hessisches Minsterium für Wissenschaft und Kultur

Was als “Klimaschutz”maßnahme verkauft wird, ist natürlich in Wahrheit eine
weitere Kürzungsmaßnahme. Schlimmer noch: es ist eine effektive Umverteilung

von öffentlichem Eigentum in private Hand. Denn die Räume am Riedberg gehören
weitestgehend der Universität und können nicht abgemietet werden. Daher

müssten sie an Dritte vermietet werden. 

Die Freiheit der Wissenschaft ist grundgesetzlich nach Art. 5 (3)
geschützt. Um Wissenschaft zu betreiben sind materielle Bedingungen zu
erfüllen. Ohne sie kann die Freiheit nicht wahrgenommen werden. Die vom
Präsidium geforderten Maßnahmen und die Zielvereinbarung mit dem
HMWK stellen vor diesem Hintergrund eine ernsthafte Untergrabung der
Wissenschaftsfreiheit dar.



Zur Durchsetzung der
Kürzungen werden den Fach-

bereichen vom Präsidium
allerlei Kriterien zur Eva-

luation ihrer “Leistung”
vorgelegt. Die Fachbereiche

werden “gerankt”. 

Wer hat am meisten Drittmittel eingeworben? Wessen Studierende sind
am schnellsten “fertig”? Wer ist am meisten an Exzellenz- und
Verbundprojekten beteiligt? Wer hat die höchste Lehrauslastung
(sprich: schlechteste Betreuungsquote)? Wer hat die besten
Kennzahlen? Maßstäbe der Konkurrenz werden an Forschung und Lehre
gesetzt, die man sonst nur aus profitorientierten Unternehmen kennt.
Inhalt und Zweck von Wissenschaft ist hierbei egal. Es zählt, wer sich im
Kampf des Geldes durchsetzt.

Wissenschaft ist aber kein konkurrenzhaftes Unterfangen.
Wissenschaft lebt von Kooperation und der Freiheit, sich Fehler leisten

zu können. Dass das Mantra von “Publish or perish” Gift für integre
wissenschaftliche Kultur ist, wurde während Corona besonders deutlich.

Auch ist die Einnahme von Drittmitteln kein automatisches Siegel für
gute Wissenschaft, sondern vor allem für die Ausdauer, sich im

dauerhaften Antragsdschungel durchzukämpfen. 

Gleiches gilt für den Fetisch der “Regelstudienzeit”, die nichts
anderes ist als eine politisch mandatierte Frist für BAföG-
Empfangende. Mal abgesehen davon, dass man sich das schnelle
Studium überhaupt leisten können muss (> 70 % der Studierenden an
der Goethe-Uni gehen einer Lohnarbeit neben dem Studium nach),
heißt schnell studieren häufig genug mit Scheuklappen studieren.

Das macht einerseits krank (jeder sechste Studierende ist gesundheitlich
beeinträchtigt, davon der Großteil psychisch) und ist extrem hinderlich für

gesellschaftliche Teilhabe sowie ein selbstbestimmtes, sinnerfülltes Studium.

Andererseits ist es geschichtsvergessen. Als Deutschland vom Faschismus
befreit wurde, stellte sich die Frage, warum die Hochschulen und ihre
Angehörigen – insbesondere die Studierenden – die menschenverachtende
Politik zum großen Teil mitgemacht oder sogar aktiv unterstützt haben.



Zentrale Erkenntnis dabei: obrigkeitshörige, opportunistische und für die
wirtschaftliche Verwertbarkeit formierte Fachidioten halten eher mal den
Mund, wenns politisch brenzlig wird.

„Wir setzen uns von denjenigen Auffassungen ab, für welche nicht der
Mensch, sondern die Forschung an der Spitze steht. Wir glauben, dass
Hochschulbetrieb nur soweit gerechtfertigt ist, als er Dienst am Menschen
bleibt. Dieser Dienst ist nicht auf den Studenten beschränkt, [...], sondern er
gilt mittelbar und unmittelbar dem ganzen Volk. Menschliches Leben ist
gemeinsames Leben von verantwortlichen Personen in der Welt. Nur als
Teil dieses Lebens ist die Hochschule gerechtfertigt.“ 

Blaues Gutachten zur Hochschulreform, Britische Besatzungszone 1948

Die Auseinandersetzung um die bedarfsgerechte Ausfinanzierung der
Hochschulen ist daher weit mehr als “nur” eine Frage von Arbeitsplätzen

oder Wahlpflichtvorlesungen. Es geht darum, wie wissenschaftliche
Arbeit gemacht wird und mit welchen Ansprüchen. Hochschulen, die

finanziell kurz vor dem Ruin stehen, lassen sich leicht erpressen. Sowohl
von Präsidien und Rektoraten, als auch von Ministerien und Regierungen.

Den drohenden Einschnitten durch die extreme Rechte (wissenschaftspolitisches Programm
der AfD in Sachsen-Anhalt) geht bereits stattfindende Erpressung voran: zur Öffnung von
öffentlichen Hochschulen für die Rüstungs- und “sicherheitsrelevante” Forschung.

“Mit einem Mal betonen viele Hochschulen sehr stark ihre Bereitschaft, sich in
der Sicherheits- und Verteidigungsforschung zu engagieren. Vor kurzem war
sogar Verteidigungsminister Boris Pistorius (SPD) bei Ihnen in der HRK zum
vertraulichen Austausch. Handelt die Wissenschaft da aus gesellschaftlichem
Verantwortungsgefühl oder weil die dicken Geldtöpfe locken?”

“[...] Das Gespräch mit Herrn Pistorius war ein ergebnisoffener Austausch, wir wollen
ihn gern fortsetzen. Unsere Aufgabe als HRK besteht darin, zu sagen: Greift jetzt nicht
einfach nach der Möhre, sondern denkt darüber nach, welche Konsequenzen das hat.
Mit Sicherheitsforschung verbinden sich vielfältige Fragen, ethische ebenso wie ganz

praktische Aspekte. Da sollte man sich nicht vom Geld allein leiten lassen. Und es geht
ja um viel Geld. Der Wissenschaftsrat will, dass mittelfristig zehn Prozent des

Verteidigungsetats in die Forschung fließen. Dagegen sähe die Förderung des BMFTR
eher bescheiden aus.”

Präsident der Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Walter Rosenthal im Interview 21.05.26

Dazu kommt der Opportunismus. Der ist bei uns in der Wissenschaft genauso
ausgeprägt wie überall, vielleicht bei privilegierten Personen sogar stärker.

Ich erlebe das bei Kolleginnen und Kollegen in den USA, die ich sehr schätze
und lange kenne: Manche hoffen, dass sie unbeschadet durchkommen oder
dass sich durch die politischen Verwerfungen sogar Vorteile für sie ergeben.

Wolfgang Wick, Vorsitzender des Wissenschaftsrats
im Interview 1.6.26



Muss das alles
so sein? Nein!

Gerade jetzt stehen wir vor wesentlichen Entscheidungen als
Hochschulangehörige. Lassen wir uns belügen, betrügen, erniedrigen

und erpressen? Oder stehen wir selbstbewusst dafür ein, dass in
einer zunehmend verwissenschaftlichten Gesellschaft gut

ausgebildete, kluge und mündige Menschen notwendig sind für die
zukunftsföhige Gestaltung unseres Lebens und unserer Umwelt?

Geld gibt es genug. Allein im letzten Jahr ist die Zahl der Superreichen (Vermögen über 100
Mio. €) in Deutschland um 1.100 gestiegen. Die 172 Milliardäre in Deutschland verzeichneten
2025 einen Vermögenszuwachs von 192 Mrd. €. Das sind ca. 500 Millionen € pro Tag! (Im
Vergleich: der gesamte Jahreshaushalt der Goethe-Universität beträgt ca. 700 Mio. €.)
Diese Menschen arbeiten nicht. Sie eignen sich den durch Andere erarbeiteten Reichtum an
und verhindern so dessen Einsatz für eine allgemeinwohlorientierte Entwicklung:
ganzheitliche Gesundheitsversorgung, ökologische Transformation, gute Ernährung für
einen Jeden, würdevolles Altern und nicht zuletzt emanzipatorische Bildung für Alle!

Stattdessen wird das Geld in die denkbar unproduktivste und zerstörerischste
Bahn überhaupt gelenkt: mit 5 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) soll in den

nächsten Jahren fast die Hälfte des Bundeshaushalts für Rüstung draufgehen.
Das wäre allein beim jetzigen BIP über 220 Mrd. €. Das sind über 300 mal der

gesamte Haushalt der Goethe-Uni.

In vielen Orten regt sich vor diesem Hintergrund Widerstand gegen die
Kettensäge bei Bildung, Gesundheit und Sozialem. Auch an der Goethe-
Universität hat sich letztes Jahr das Bündnis #NoCutsAtGoethe gebildet.
Im Zuge dessen wurde z.B. die Einführung einer Maximalstudiendauer als
Mittel zur Einschüchterung und Disziplinierung von Studierenden
verhindert. In Hamburg sind Mitte Juni über 7.000 Menschen für die
Ausfinanzierung der Hochschulen auf die Straße gegangen. International
waren zehntausende in Wien und hunderttausende in Argentinien auf der
Straße gegen vermeintlichen Sparzwang.

Und das ist erst der Anfang. Auch wir können und müssen unsere
Geschicke selbst in die Hand nehmen. Wesentlicher Bestandteil dafür ist

die Organisierung. Darum: KommilitonInnen, schließt euch an in der
Fachschaft! KollegInnen, die Gewerkschaften warten auf euch! Lasst uns

gemeinsam den Spieß umdrehen und für die tatsächliche soziale und
bildungspolitische Wende streiten.
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